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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.09.2015 

Geschäftszahl 

Ro 2015/09/0011 

Rechtssatz 

Rechtswidrig ist die Auffassung des VwG, es sei Sache der Behörde aus unpräzisen, nicht übereinstimmenden 
Angaben zum Arbeitsplatz ein "Anforderungsprofil" zu erstellen, weil die Erstellung eines solchen der 
"Privatsphäre" unterliegt (vgl. E 15. Mai 2008, 2005/09/0106: "Die Behörde ist in diesem Rahmen aber 
grundsätzlich an das von der antragstellenden Partei formulierte Anforderungsprofil gebunden"). Sache der 
Behörde ist lediglich die Prüfung, ob die von der Arbeitskraft zu leistenden Tätigkeiten konkret umschrieben 
sind, in den betrieblichen Notwendigkeiten ihre Deckung finden und die darüber erbrachten Nachweise 
ausreichen. 


